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Geſetz- Sammlung 


für die 


(Nr. 6633.) Verordnung, betreffend die Einführung des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865. in das Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover. 
Vom 8. Mai 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für das mit Anſerer Monarchie vereinigte Gebiet des vormaligen 
Königreichs Hannover, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Artikel J. 
Das Allgemeine Berggeſetz für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 
1865. (Geſetz⸗Samml. für 1865. S. 705.) erlangt im Gebiete des vormaligen 
Königreichs Hannover unter nachfolgenden beſonderen Beſtimmungen mit dem 
1. Juli 1867. Geſetzeskraft. 
Artikel II. a 
Von den im H. 1. des Allgemeinen Berggeſetzes von dem Verfügungs⸗ 
rechte des Grundeigenthümers ausgeſchloſſenen Mineralien kommen, vorbehaltlich 
der beſtehenden Berechtigungen, Steinfalz nebſt den mit demſelben auf der näm⸗ 
lichen Lagerſtätte vorkommenden Salzen und die Soolquellen in Wegfall. Die 
HH., 135. 165. 168. und 196. des Allgemeinen Berggeſetzes finden, inſoweit ſich 
dieſelben auf Salzbergwerke, Salinen, Soolleitungen und Soolbehälter beziehen, 
keine Anwendung. 


Artikel III. 

Hinſichtlich der Feldesgröße iſt die Beſtimmung unter 2. des $. 27. des 
Allgemeinen Berggeſetzes maaßgebend, inſoweit nicht durch Art. XV. F. 1. etwas 
Anderes beſtimmt iſt. Unter den im Allgemeinen Berggeſetze in Bezug genom⸗ 
menen Maaßen ſind überall die Preußiſchen Maaße zu verſtehen. 

Artikel IV. 
Inſofern aus den vor dem 1. Juli d. J. ertheilten Schurfſcheinen ein 
Jahrgang 1867. (Nr. 6633.) 80 aus: 


Ausgegeben zu Berlin den 15. Mai 1867. 


ausſchließliches Schurfrecht auf ein beſtimmtes Feld herzuleiten iſt, behalten die⸗ 
ſelben ihre bisherige Kraft für die Zeit, auf welche ſie ertheilt ſind. Schurfſcheine 
1 rt, welche auf unbeſtimmte Zeit ertheilt ſind, verlieren ihre Kraft mit 
em 1. Juli 1868. 


Artikel V. 


Statt des Kreiſes und Regierungsbezirks tft bis zur Aenderung der gegen⸗ 
wärtigen Hannoverſchen Verwaltungsorganiſation in der Verleihungsurkunde der 
obrigkeitliche und der Landdroſteibezirk zu bezeichnen, in welchem das Feld liegt. 

Ueberhaupt ſind, wo im Allgemeinen Berggeſetze die Bezirksregierungen 
erwähnt werden, darunter, ſo lange die gegenwärtige Hannoverſche Verwaltungs⸗ 
organiſation beſteht, die Landdroſteien zu verſtehen. 


Artikel VI. 


Auf das Bergwerkseigenthum finden hinſichtlich der Veräußerung, Ver⸗ 
Kuna und des Arreſtes die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften, welche in 
ieſer Beziehung für das Grundeigenthum in den vormals Hannoverſchen Landes⸗ 
theilen gelten, Anwendung. Ebenſo bleiben die Beſtimmungen des Hannoverſchen 
echtes hinſichtlich der Exekution, des Konkurſes und der Rangordnung der 
a unverändert, ſoweit nicht dieſe Verordnung abweichende Vorſchriften 
enthält. 


Artikel VII. 
Der F. 108. des Allgemeinen Berggeſetzes erhält den Zuſatz: 
Die Wirkung der erfolgten Verpfändung iſt nach den in dem Hanno⸗ 
verſchen Geſetze über das Pfandrecht und die De der Gläubiger 
im 9 0 vom 14. Dezember 1864. $$. 42. ff. über das Fauſtpfand 
gegebenen Vorſchriften zu beurtheilen. 


Artikel VIII. 


Die Exekution in den Antheil eines Gewerken ($. 109.) richtet ſich nach 
den in den $$. 552. und 553. der Hannoverſchen bürgerlichen Prozeßordnung 
vom 8. November 1850, enthaltenen Vorſchriften. 


Artikel IX. 


Die im 5 141. des Allgemeinen Berggeſetzes in Bezug genommenen 
Grundſätze der al Geſetzgebung über das den wonder ble 09 
519 4000 beſtehende Vorkaufs⸗ und Wiederverkaufsrecht, insbeſondere die $$. 16. 
is 19. des Geſetzes über die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. 
(Geſetz-Samml. für 1838. S. 505.), kommen für den hier bezeichneten Fall auch 

in dem Gebiete des vormaligen Königreichs Hannover in Anwendung. 


Ar⸗ 
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Artikel X. 


An die Stelle des erſten Abſatzes des $. 166. des Allgemeinen Berggeſetzes 

tritt die folgende Beſtimmung: 
Die bereits beſtehenden ee e bleiben in Wirkſamkeit. Der 
Sime an Titel findet jedoch auch auf ſie Anwendung und ſind ihre 
tatuten mit den Vorſchriften deſſelben in Uebereinſtimmung zu bringen. 


Artikel XI. 


Zugleich mit den Strafvorſchriften des Allgemeinen Berggeſetzes tritt auch 
das Geſetz über die Beſtrafung unbefugter Gewinnung oder Aneignung von 
Mineralien vom 26. März. 1856. (Geſetz-Samml. für 1856. S. 203.) in Kraft. 

Bis zur Aufhebung der gegenwärtig im Gebiete des vormaligen Königreichs 
0 beſtehenden allgemeinen ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen iſt jedoch bei 

eee von mehr als drei Monaten ftatt der letzteren auf Arbeitshaus 
zu erkennen. 


Artikel XL. 


Die Beſitz⸗ und Rechtsverhältniſſe in Bezug auf die Stein⸗ und Braun⸗ 
kohlen im Fürſtenthum Calenberg, einſchließlich der Grafſchaft Spiegelberg, ſollen 
wie bisher aufrecht erhalten werden. 


Artikel XIII. 


= den im vorſtehenden Artikel bezeichneten Bergbau auf Stein⸗ und 
Braunkohlen kommen jedoch der dritte Titel mit Ausnahme der $$. 50 — 57. 63. 
und 65., der erſte Abſchnitt des fünften Titels, inſofern es ſich um die Grund⸗ 
abtretung Behufs Anlage von Wegen, Eiſenbahnen, Kanälen, e und 
Hülfsbauen handelt, der zweite Abſchhut des fünften Titels mit Ausnahme des 
152., ferner der ſiebente, achte und neunte Titel, F. 241. des eilften und 
242. des zwölften Titels des Allgemeinen Berggeſetzes zur Anwendung. 


Artikel XIV. 


Rückſichtlich des u e b in dem im $. 42. des Kommunion⸗ 
harz⸗Theilungsrezeſſes vom 4. Oktober 1788. bezeichneten Bezirke behält es bei 
den Beſtimmungen des letzteren ſein Bewenden. 


Artikel XV. 


Für den Eifenfteinbergbau in den im Art. XIV. nicht ausgenommenen 
Theilen des Bezirks des Berg⸗ und Forſtamtes zu Clausthal, einſchließlich des 
Amtes Elbingerode, wird das Folgende beſtimmt: 

§. 1. In Betreff der Feldesgröße iſt die Beſtimmung unter 1. des F. 27. 
des Berggeſetzes maaßgebend. e 
(Nr. 6633.) 80* H. 2. 
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i TE 604 — En = 
Die Eigenthümer der vom 1. Juli d. J. an verliehenen Bergwerke ſind 


nicht berechtigt, die Lieferung von freiem Grubenholz aus den Könige 


lichen Forſten oder die unentgeltliche Abtretung der Benutzung von 
Königlichem oder Gemeinde-Grund und Boden zu verlangen. 

Soweit dagegen den Eigenthümern der vor dieſem Zeitpunkte 
verliehenen Bergwerke ein derartiger Anſpruch zuſteht, bleibt derſelbe 
für diejenigen Bergwerke aufrecht erhalten, welche durch Eigenlöhner 
betrieben werden. 


Die Bergwerksbeſitzer ſind fortan hinſichtlich des Betriebes der Berg⸗ 
werke und der Verfügung über den gewonnenen Eiſenſtein nur den 
allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen unterworfen, inſoweit nicht die 
Rechte Dritter entgegenſtehen. 


Innerhalb des Amtes Elbingerode ſteht den nach $. 7. der Bergord- 
nung vom 5 e L. für die Elbingeroder Eiſenſteingruben allein zum 
Muthen berechtigten Perſonen auch fernerhin die ausſchließliche Be— 
fugniß zu, Muthungen auf Eiſenſtein einzulegen. Dagegen findet eine 
Beſchränkung in der freien Befugniß, erworbene Muthungsrechte oder 
verliehene Bergwerke an Dritte zu veräußern, nicht ſtatt. 


Das bisher bei dem Amte zu Elbingerode geführte Verleihbuch, ſowie 
das von der Rothehütter Adminiſtration geführte Lagerbuch ſind zu 
ſchließen und an das ordentliche Gericht des Bezirkes abzugeben. 


In den Rechtsverhältniſſen der Mitbetheiligten der am 1. Juli d. J. 
im Beſitze mehrerer Perſonen befindlichen Bergwerke wird durch dieſes 
Geſetz nichts geändert. Jedoch finden die Beſtimmungen des F. 134. 
des Allgemeinen Berggeſetzes auch auf dieſe Bergwerke mit der Maaß⸗ 
gabe Anwendung, daß der bisherige Lehnträger die daſelbſt bezeichneten 
Geſchäfte ohne Neuwahl eines Repräſentanten wahrzunehmen hat. 

Durch einen von einer Mehrheit von wenigſtens drei Viertheilen 
aller Antheile gefaßten Beſchluß können die Mitbetheiligten eines ſolchen 
Bergwerks die im vierten Titel des Allgemeinen Berggeſetzes (SS. 94. 
bis 132.) enthaltene gewerkſchaftliche Verfaſſung annehmen, ſoweit nicht 
ar Verabredungen entgegenſtehen. 

Der Beſchluß iſt gerichtlich oder notariell aufzunehmen. 


Artikel XVI. 


Dem Königlichen Fiskus ſteht, vorbehaltlich der bereits erworbenen Rechte 


Dritter, das ausſchließliche Recht zum Bergbau auf alle von dem Verfügungs⸗ 
rechte des Grundeigenthümers ausgeſchloſſenen Mineralien in dem nachfolgenden 
Felde zu, welches begrenzt iſt: 


1) gegen Oft durch die Oker von der Einmündung des Langethals in Die c 


ſelbe bis an die Landesgrenze oberhalb der Rhomker Brücke) 
| 2) gegen 
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2) gegen Nord, Weſt und Süd durch die Landesgrenze zwiſchen dem 
vormaligen Königreiche Hannover und dem Herzogthume Brauns weig 
in ihrer Erſtreckung von der Oker bis zur Innerſte, zum Lindtha skopf 
nördlich von Lautenthal, ſowie weiter bis zur Laubhütte unterhalb Grund! 
und den Eichelbach entlang bis zum Grenzſtein 99. am Kalten Born und 
endlich bis zum Grenzſtein Nr. 56. A. am Harzwege 
3) gegen Südweſt durch die gerade Linie, welche den Grenzſtein Nr. 56. A. 
am Harzwege mit der Mitte der Chauſſeebrücke über die Innerſte bei der 
Ziegelhütte verbindet; 
gegen Südoſt durch die gerade Linie zwiſchen der Mitte der Chauſſee⸗ 
brücke über die Innerſte bei der Ziegelhütte bis zum Vereinigungspunkte 


des Hellerthales und Polſterthales; 

ferner gegen Südweſt und Südoſt durch die gerade Linie von der 

Vereinigung des Hellerthales und Polſterthales bis zur Mitte des Altenauer 

Hütten⸗Teichdammes, durch die ebenfalls gerade Linie von hier ab bis zur 

Vereinigung des großen Gerlachsbaches mit der Röhrenbrunnenkappe, 

durch die Röhrenbrunnenkappe thalaufwärts bis zum Dammgraben und 

durch den Lauf des Dammgrabens bis zu dem Punkte, wo der erſtere 

das Schneidewaſſer trifft 

6) gegen Oſt durch die gerade Linie von dieſem Punkte bis zur Vereini⸗ 
gung des Baches im kleinen Trogthal und der kleinen Hume n 

7) gegen Nord durch die gerade Linie von der Vereinigung des Baches 
im kleinen Trogthal und der kleinen 1 bis zum Eintritt des oberen 
Wildſchützenthales in das Langethal, durch das Langethal bis zu deſſen 
Vereinigung mit der Oker. 


Artikel XVII. 


Die Muthung und Verleihung von Bergſchmiede⸗Gerechtigkeiten findet nicht 
ferner ſtatt. Die Befugniſſe der Bergbehörde gegenüber den beſtehenden Berg⸗ 
ſchmieden bleiben aufrecht erhalten. 


Artikel XVIII. 


Die künftige Verfaſſung und Verwaltung der Bergbaukaſſe zu Clausthal 
iſt durch ein von dem Finanzminiſter und dem Minifter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten gemeinſchaftlich zu erlaſſendes Statut zu regeln. 


Artikel XIX. 


Das Hannoversche Geſetz vom 21. Mai 1854. über Wahrnehmung der 
Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Bergſachen auf dem Oberharze iſt 


a 
— 


. aufgehoben. 


Die Wahrnehmung der bisher dem Bergrichter bezüglich des Bergei en: 
thumes im Bezirke des Berg- und Forſtamtes zu Clausthal zugeſtandenen f 
l | willl⸗ 


06 


willigen Gerichtsbarkeit geht auf die ordentlichen Gerichte über, an welche die 1 
bisher von dem Bergrichter geführten Bergbücher abzugeben find, 


Artikel XX. 


Den Bergarbeitern ſteht in Beziehung auf die Rückſtände an Lohn und 
anderen Emolumenten das Vorzugsrecht des $. 59. Nr. 4. des Hypothekengeſetzes 
vom 14. Dezember 1864. zu. 


Artikel XXI. 


Rückſichtlich der bisherigen Bergwerksabgaben, ſoweit dieſelben an die 
Staatskaſſen zu entrichten find, treten die nachfolgenden Beſtimmungen mit dem 
1. Juli d. J. in Kraft: 8 


F. 1. Die von den Eiſenerzbergwerken bisher erhobenen Bergwerksabgaben 
ſind aufgehoben. 


$. 2. Der Bergwerkszehnte und die ſonſtigen De wie das 
Lehn⸗ und Verſchreibgeld find aufgehoben. An deren Stelle tritt eine 
Bergwerksſteuer von zwei Prozent von dem Werthe der Produkte des 
Bergwerkes zur Zeit des Abſatzes der letzteren, ausſchließlich der Eiſen— 
erzbergwerke. 
Hinſichtlich der Erſtattung eines verhältnißmäßigen Antheiles der 
Poch-, Waſch-, Hütten- und ſonſtigen Zubereitungskoſten bei Erzberg⸗ 
werken durch den Staat, ſowie der Ermittelung, Feſtſtellung und 
Einziehung der Bergwerksſteuer kommen die in den älteren Provinzen 
des Staates beſtehenden Vorſchriften zur Anwendung. 


F. 3. Die auf privatrechtlichen Titeln beruhenden Befreiungen von den Berg⸗ 
werksabgaben werden aufrecht erhalten. Ebenſo werden die von dem 
Staate über e abgeſchloſſenen Verträge durch die Vor⸗ 
ſchriften der HH. 1. und 2. nicht verändert. 

Hinſichtlich der Aufhebung oder Ermäßigung dieſer Bergwerks; 
Abgaben kommt das Geſetz vom 17. Juni 1863., betreffend die Ab⸗ 
änderung des $. 13. des Geſetzes über die Beſteuerung der Bergwerke 
vom 12. Mai 1851. (Gefeß-Samml. für 1863. S. 462.), zur An⸗ 
wendung. 


Artikel XXII. 


Mit dem 1. Juli 1867. ſind aufgehoben: das gemeine deutſche Bergrecht, 
die ſämmtlichen in den zum vormaligen Königreich Hannover gehörenden Landes⸗ 


theilen geltenden Bergordnungen, insbeſondere auch die Bergordnung für den 
Eiſenſteinbergbau bei Elbingerode vom d. un 1848. „ferner alle übrigen allgemei- 


nen und beſonderen Geſetze, Verordnungen und Gewohnheiten über Gegenſtände, 
auf welche das Berggeſetz und die gegenwärtige Verordnung ſich beziehen. | 


re 


AUAUuulrkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
| Gegeben Berlin, den 8. Mai 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6634.) Privilegium wegen Ausgabe von 4,000,000 Thalern Prioritäts⸗Obligationen 
der Oſtpreußiſchen Südbahngeſellſchaft. Vom 24. April 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 


Nachdem von Seiten der Oſtpreußiſchen Südbahngeſellſchaft darauf ange⸗ 
tragen worden iſt, ihr zur Beſchaffung der Mittel für die Fortführung und 
Vollendung der Oſtpreußiſchen Südbahn bis Lyck die Ausgabe von Prioritäts⸗ 
Obligationen im Betrage von 4,000,000 Thalern 5 geſtatten, wollen Wir in 
Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Geſetz⸗Samml. S. 75.) 
durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion 
der erwähnten Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen ertheilen. 


§. 1. 


Die auf Höhe von 4,000,000 Thalern zu emittirenden Obligationen werden 
unter der Bezeichnung: 


„Prioritäts-Obligationen der Oſtpreußiſchen Südbahngeſellſchaft“ 
nach dem anliegenden Schema A. in Apoints von 500 Thalern und 100 Thalern 
0 unter fortlaufenden Nummern, und zwar: 
2,500,000 Thaler in Apoints à 500 Thaler unter Nr. 1. bis 5,000., 
1,500,000 . 4 100 £ z : 5001. = 20,000., 


ſtempelfrei ausgefertigt und mit Zinskupons nach dem Schema B., ſowie mit 
einem Talon 1 50 dem Schema C. verſehen. 

‚2 Auf der Rückſeite der Obligationen wird dieſes Privilegium abgedruckt. 
Dieſelben werden von dem Vorſitzenden und zwei Mitgliedern des Verwaltungs⸗ 
rathes und dem Hauptrendanten der Geſellſchaft unterzeichnet. Die Zinskupons 
und Talons werden mit dem Fakſimile der Unterfehriften des Vorſizenden und 
zweier Mitglieder des Verwaltungsrathes und des Hauptrendanten verſehen. 

Die erſte Serie der Zinskupons für zehn Jahre nebſt Talon wird den 
Obligationen beigegeben. Bei Ablauf dieſer und jeder folgenden zehnjährigen 
(Nr. 66336634.) fe 


Periode werden nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung für anderweite zehn 
Jahre neue Zinskupons ausgereicht. Die Ausreihung erfolgt an den Präſen 
tanten des Talons, durch deen Rückgabe zugleich über den Empfang der neuen 
Kupons quittirt wird, ſofern nicht dagegen von dem Inhaber der Obligation bei 
dem Verwaltungsrathe der Geſellſchaft ſchriftlich Widerſpruch erhoben worden iſt. 
55 Im Falle eines ſolchen ae d oder wenn der Talon überhaupt 
nicht beigebracht werden kann, erfolgt di 


) ie Ausreichung an den Inhaber der Obli⸗ 
gation. Dieſe Beſtimmung wird auf dem Talon beſonders vermerkt. 


$. 2. s 

f Die Prioritäts⸗Obligationen werden mit fünf Prozent jährlich verzinſt und 
die Zinſen in halbjährlichen Raten am 2. Januar und 1. Jul jeden Jahres von 
der Geſellſchafts⸗Hauptkaſſe in Königsberg, ſowie von den durch den Verwaltungs⸗ 
rath in öffentlichen Blättern namhaft zu machenden Bankiers oder Kaſſen aus⸗ 
ezahlt. Zinſen von Wrioritäts - Obligationen, deren Erhebung innerhalb vier 
Shah „von den in den betreffenden Kupons beſtimmten Zahlungsterminen an 
gerechnet, nicht geſchehen iſt, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. 


9. 3 
| Die Prioritäts⸗Obligationen unterliegen der Amortiſation, die mit dem 
Ablauf des erſten Betriebsſahres für die geſammte Bahnſtrecke bis Lyck beginnt 
und alljährlich den Betrag von einem halben Prozent oder 20,000 Thalern 
unter Zuſchlag der durch die eingelöſten Obligationen erſparten Zinſen umfaßt. 
Die Amortiſation wird durch Auslooſung zum Nennwerthe bewirkt. 

Die Auslooſung findet jedesmal im Monat April ſtatt und die Auszahlung 
des Nominalbetrages der hiernach zur Amortiſation gelangenden Prioritäts⸗Obli⸗ 
gationen erfolgt am 1. Juli jeden Jahres. 

Die Verlooſung geſchieht durch zwei von dem Verwaltungsrathe zugezogene 
vereidete Notare in einem mindeſtens vierzehn Tage vorher zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Prioritäts-Obligationen 
der Zutritt geſtattet wird. f g 

Der Generalverſammlung der Eiſenbahngeſellſchaft bleibt das Recht vorbe⸗ 
halten, ſowohl den Amortiſationsfonds zu verſtärken und dadurch die Tilgung 
der Prioritäts⸗Obligationen zu beſchleunigen, als auch ſämmtliche Prioritäts⸗Obli⸗ 
ationen durch die öffentlichen Blätter mit ſechsmonatlicher Friſt zu kündigen und 
urch Zahlung des Nennwerthes einzulöſen. In beiden Fällen bedarf es der Ge 
nehmigung des Staates. Ueber die Ausführung der Tilgung wird dem betreffen 
den Eiſenbahnkommiſſariate alljährlich ein Nachweis vorgelegt. 


F. 4. 

Die Nummern der ausgelooſten Prioritäts⸗Obligationen werden binnen 
vierzehn Tagen nach Abhaltung des im H. 3. gedachten Termins öffentlich bekannt 
Nang die Auszahlung erfolgt an dem im F. 3. dazu beſtimmten Tage in 
dönigsberg von der Geſellſchafts-Hauptkaſſe nach dem Nominalwerthe an die Vor⸗ 
zeiger der Obligationen gegen Anlieferung derſelben und der zugehörigen , el, 
fälli⸗ 


„„ 


fälligen Zinskupons. Werden die Kupons nicht mit abgeliefert, fo wird der Be 
trag der fehlenden von dem Kapitalbetrage der Prioritäts⸗Obligationen gekürzt 
an zur Einlöſung der Kupons verwendet, ſobald dieſelben zur Zahlung präſentirt 
werden. 

Die Verbindlichkeit der Geſellſchaft zur Verzinſung jeder Prioritäts⸗Obli⸗ 
gation erliſcht mit dem 1. Juli desjenigen Jahres, in welchem dieſelbe ausgelooſt 
und, daß dies geſchehen, öffentlich bekannt gemacht worden iſt. 

Die im Wege der Amortiſation eingelöſten Obligationen werden in Gegen⸗ 
wart zweier vereideter Notare verbrannt und es wird eine Anzeige darüber durch 
öffentliche Blätter bekannt gemacht. 

F. 5. 

Die Nummern der zur Rückzahlung fälligen, nicht zur Einlöſung vorge⸗ 
zeigten Obligationen werden jährlich während zehn Jahre von dem Verwaltungs⸗ 
rathe der Geſellſchaft Behufs Empfangnahme der Zahlung öffentlich einmal auf⸗ 
gerufen. Gehen ſie deſſenungeachtet nicht ſpäteſtens binnen Jahresfriſt nach dem 
etzten öffentlichen Aufrufe zur Realiſation ein, ſo erliſcht ein jeder Anſpruch aus 
denſelben an das Geſellſchaftsvermögen, was unter Angabe der Nummern der 
werthlos gewordenen Obligationen von dem Verwaltungsrathe öffentlich bekannt 
zu machen iſt. 

F. 6. 

Rückſichtlich der Mortifizirung angeblich verlorener oder vernichteter Obli⸗ 

1 findet der $. 25. der Statuten der Oſtpreußiſchen Südbahngeſellſchaft 
nwendung. i 

Zinskupons dürfen nicht mortifizirt werden; jedoch ſoll demjenigen, welcher 
den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der Verjährungsfriſt (F. 2.) bei dem 
Verwaltungsrathe der Geſellſchaft anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Vorzeigung der Obligationen oder ſonſt daͤrthut, nach Ablauf 
der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht worge- 
kommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 


§. 7. i 
Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen ſind auf die Höhe der darin ver⸗ 
ſchriebenen Kapitalbeträge und der dafür nach $. 2. zu zahlenden Zinſen Gläubiger 
der Oſtpreußiſchen Südbahngeſellſchaft und haben in en Sen an dem 
Geſellſchaftsvermögen ein unbedingtes Vorzugsrecht vor den Skamm⸗Prioritäts⸗ 
Aktien und den Stamm⸗Aktien nebſt deren Dividenden. 


8. 
Die Inhaber der 7 find, außer in den im F. 3. gedachten Fällen, 
nur dann berechtigt, deren Nennwerth von der Geſellſchaft zu fordern: 
a) wenn ein Zahlungstermin länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 
b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn länger als ſechs Monate 
ganz aufhört; 
Jahrgang 1867. (Nr. 6634.) 81 c) wenn 


60 0 


0 wenn gegen die Geſellſchaft in Folge rechtskräftig gewordener Erkenntniſſe = 
Schulden halber Exekution vollſtreckt wird; Be 
d) wenn die im F. 3. feſtgeſetzte Amortiſation nicht eingehalten wird. 


In den Fällen zu a. b. und e. kann das Kapital von dem Tage ab, an 

welchem einer dieſer Fälle eintritt, zurückgefordert werden; in dem Falle zu d. iſt 

dagegen eine dreimonatliche Kündigungsfriſt zu beobachten. Das Recht zur 

Zurückforderung dauert in dem Falle zu a. bis zur Zahlung des betreffenden 

Zinskupons, in dem Falle zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen 

Transportbetriebes, in dem Falle zu e. bis zum Ablauf eines Jahres nach Auf⸗ 

hebung der Exekution, das Recht der Kündigung in dem Falle zu d. drei Monate 

von dem Tage ab, an welchem die Tilgung der Obligationen hätte erfolgen ſollen. 
Die Obligationen, welche in Folge der Beſtimmungen dieſes Paragraphen 
eingelöſt worden, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. 
a 9 
Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt: 

a) die vorgeſchriebene Verzinſung und unt der Obligationen geht der 
Zahlung von Zinſen und Dividenden an die Stamm-⸗Prioritäts⸗ und 
Stamm ⸗Aktionaire der Geſellſchaft vor; 

b) bis zur Tilgung der Obligationen oder bis zur gerichtlichen Depoſition 
der Einlöſungsgelder darf die Geſellſchaft keine zur Eiſenbahn und zu den 
Bahnhöfen erforderlichen Grundſtücke veräußern, dies bezieht ſich jedoch 
nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahnhöfe befindlichen Grund: 
ſtücke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb der Bahnhöfe etwa an den 
Staat oder an Gemeinden zu poſtaliſchen, polizeilichen oder ſteuerlichen 
Einrichtungen oder zu Packhöfen und Waarenniederlagen abgetreten werden 
möchten. si 

Set): 


Die in dieſem Pripilegium vorgeſchriebenen Bekanntmachungen erfolgen 
durch den Preußiſchen Staatsanzeiger, die Berliner Börſenzeitung, die Berliner 
Bank⸗ und Handelszeitung, die Oſtpreußiſche Zeitung, die Königsberger Hartungſche 
Zeitung. 

Su Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige Privilegium Allerhöchſt⸗ 
eigenhändig ei und unter dem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne 
Io dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung 
eine Gewährleiſtung von Seiten des Staats zu geben oder Rechten Dritter zu 
präjudiziren. 8 

Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz- Sammlung bekannt 
zu machen. 

Gegeben Berlin, den 24. April 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
Schema A. 
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Schem 


Prioritäts⸗ Obligation 


der i 
Oſtpreußiſchen Suͤdbahngeſellſchaft 
Dieſer Obligation ſind 20 Zins⸗ . Verzindbar 
kupons nebſt Talon beigefügt. A zu 5 Prozent. 
über s 


Fünfhundert Thaler (Einhundert Thaler) Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation hat an die e Südbahngeſellſchaft 
Fünfhundert Thaler (Einhundert Thaler) Preußiſch Kurant zu fordern als Antheil 
an dem durch Königliches Privilegium vom inn a 18... autos: > 
riſtrten Darlehn von 4,000,000 Thalern. Die Zinfen find gegen die ausgegebenen 

Kupons zahlbar. 8 i 5 > 


Königsberg, den un 18 


Der Verwaltungsrat der Oſtpreußiſchen Suͤdbahngeſellſchaft. 
| (Trockener Stempel.) 

N. N. N. N. N. N. 
Eingetragen sub 61 des Regiſers | | 
55 | N. N. Rendant. 


ar 


Schema E. 


Zins⸗ Kupon 
der 7 75 
Prioritäts⸗Obligation der Oſtpreußiſchen Suͤdbahngeſellſchaft 
. | 


zahlbar am 2. Januar (1. Juli) 18.. 


Der Verwaltungsrath der Oſtpreußiſchen Suͤdbahngeſellſchaft. 
(Trockener Stempel.) 
N. N. NN N.N. 


N. N. Rendant. 
Dieſer Kupon wird nach Ablauf von vier 
Jahren nach dem darin bezeichneten e 
fage ungültig und werthlos. Daſſelbe iſt der 
Fall, wenn er durchſtrichen, durchlocht, oder wenn 
die auf ihm vermerkte Nummer nicht mehr 
vollſtändig zu erkennen iſt. 


Schema ©. 
Salon 
der 
Prioritaͤts⸗Obligation der Oſtpreußiſchen Suͤdbahngeſellſchaft 
i . 


Inhaber empfängt gegen Rückgabe dieſes Talons die folgende Serie von 
zwanzig Stück Zinskupons zur vorbezeichneten Prioritäts⸗Obligation, ſofern nicht 
von dem Inhaber der Obligation gegen dieſe Ausreichung proteſtirt worden iſt. 
Im Falle eines ſolchen et oder wenn der Talon überhaupt nicht bei⸗ 
gebracht werden kann, erfolgt die Ausreichung der neuen Kupons an den Inhaber 
der Obligation. 

berg, den 187 


Der Verwaltungsrath der Oſtpreußiſchen Suͤdbahngeſellſchaft. 
5 (Trockener Stempel.) / 
N. N. N. N. N. N. 
| N. N. Rendant. 


(Ar. 6636 


15 Au Ihren 


(Sr. 6635) Allerhöchſker Erlaß vom 6. Mai 1867., betreffend den Tarif, nach welhem 


die Abgabe für das Befahren des Saarkanals zu erheben iſt. N 
Bericht vom 29. v. Mts erkläre Ich Mich mit der in Gemäßheit 


des Art. III. des Vertrages zwiſchen Preußen und Frankreich 1 5 Herſtellung 


des Saarkohlen-Kanals vom 4. April 1861. (Geſetz⸗Samml. 


733.) ſtatt⸗ 


ehabten Vereinbarung in Betreff der auf der ganzen Ausdehnung des Kanals 
in Preußen und in Frankreich zu entrichtenden Schiffahrtsabgaben einverſtanden. 
Den auf Grund dieſer Vereinbarung aufgeſtellten Tarif, nach welchem die Ab⸗ 


gabe für das 


Befahren des Saarkanals zu erheben iſt, laſſe Ich von Mix voll- 


zogen Ihnen anliegend zur weiteren Veranlaſſung mit der Beſtimmung wieder 
. zugehen, daß derſelbe mit dem 15. Mai d. J. in Kraft treten ſoll. 


Dieſer 
öffentlichen. 


Erlaß iſt nebſt dem Tarife durch die Geſetz-Sammlung zu ver⸗ 


Berlin, den 6. Mai 1867. 


Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An die Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, 
der Finanzen und für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 


welchem die 


Dau bi f 
nach 
Abgabe fuͤr das Befahren des Saarkanals zu erheben iſt. 
Vom 6. Mai 1867. i 


Vorbemerkung. Der Saarkanal iſt Behufs der Abgabenentrichtung in 
fünf Abſchnitte eingetheilt, deren Anfangs⸗ und Endpunkte nebſt der Entfernung 
nachſtehend angegeben find. 


I. Abſchnitt 
II. Abſchnitt 


III. Abſchnitt 


ER 
Nr * 


IV. Abſchnitt 
V. Abſchnitt 


(Ar. 6635) 


Entfernung. 
: Louiſenthal — Saarbrücken . 0,90 Meilen 
5 1 Preußiſch⸗Franzöſiſche Grenze 
Sbarbfücken — obere Güdingen I \ 
„Preußiſch-Franzöſiſche Grenze Groß⸗ und 1 £ 
ſoberhelh Güdingen a | 1 (Blifersdorf Im 


(iiteredorf nn — Wölferdingen 0,02 
: Wölferdingen — Saargemünd „ 


= 30 Meilen. 
e 


Es wird entrichtet: Abc 


A. von Waaren 5 n e 
a) der erſten Klaſſe, wozu gehören: Pfennige. 


1) Zucker, Kaffee, Kolonialwaaren und 

andere Spezereiwaaren, Eßwaaren, 
Tabak; 

2) Früchte und Gemüſe, friſch, ge⸗ 
trocknet, eingemacht oder geſalzen; 
Getreide aller Art in Körnern oder 
Hemahlen; Kartoffeln, Reis; 

3) Del, ölichte Früchte, Butter, Honig, 
Wachs, Talg, Schmalz / 

4) Seide, Baumwolle, Wolle, Hanf, 

Flachs und Roßhaare, verarbeitet 

Gewebe aller Art, rohe Wolle und 

Baumwolle; 

Quincailleriewaaren, Kriſtallwaaren, 

A Spiegelglas, Porzellan, Parfüme⸗ 

. rien und Poſamentierwaaren; 

6) Bearbeitetes Korkholz, Elfenbein, 
Perlmutter, Schildpatt, Hornwaa⸗ 
ren, Papiertapeten, Schreibpapier, 
Artikel des Buchhandels; 

7) Leder und Häute, Marmor in 
Kiſten 

8) Wein, Branntwein, Spiritus, Li⸗ 
queure, Eſſig, Obſtwein, Bier und 
andere Getränke; 

9) Kleine und andere Sämereien; 

10) Metalle, bearbeitet 


— 


5 


Nr 


11) Seife 
12) Andere nachſtehend nicht benannte 

f Waaren, N Ar 
für den Zentner 37* 00 % // "io | im 


b) der zweiten Klaſſe, wozu gehören: 
1) Unverarbeitete Metalle; 5 
2) Außereuropäiſches Tifchler - und 

Holire „Farbſtoffe/ 5 

3) Ja kohlen Rinden, Lohe, 
4) Zuckerſatz, Runkelrüben, 

5) Drogueriewaaren, Pottaſche, Soda, 
an Fabrikate, gereinigter 
Schwefel, Salz / A 


Abſchnitte 
e IV av: 


Pfennige, 
5/100 >" 100 0 %1000 71000 71⁰⁰ 


e) der dritten Klaſſe, wozu gehören: 
1) Steinkohlen und Koaks; 
2) Erze, Porzellanerde, Asphalt in Blök⸗ 
ken, Asphaltmaſtix, roher Schwefel; 
3) Holz aller Art, mit Ausnahme des 
außereuropäiſchen Tiſchler-und Farb⸗ 
holzes; Reiſig, Holzkohlenabfall, Torf, 
Aſche, Miſt, Dünger aller Art, 
Knochenſchwärze, Guano; 
Rohe oder blos behauene Marmor⸗ 
und Granitſteine, Lava, Sandſteine, 
Tuf, Steine aller Art, Bruchſteine, 
Platten, Ziegelſteine, Dachpfannen, 
Dachſchiefer, Kalk, Gyps, Cement 
(Mörtel) und andere Baumaterialien, 
19 Thon, Sand, Kieſelſteine, 
ies 
6) Futterkräuter, Oelkuchen, Zucker⸗ 
rüben⸗Rückſtände, 
7) Drainageröhren; i 
8) Leere Fäſſer, Abfälle zur Papier⸗ 
fabrikation, Lumpen, Glasſcherben, 
Schlacken, Pflaſterſteine, Kreide, 
Erden und Ocker, Spaniſchweiß und 
andere 
Bar e en ee 
Anmerkung. Jedes Schiff, auf welchem ſich 
Reiſende befinden, entrichtet ohne Rückſicht 
auf die Gattung der geladenen Waaren die 
Schiffahrtsabgabe der erſten Klaſſe des Tarifs 
von dem Gewicht, welches die Einſenkung 
der Aichſkala anzeigt. 
| B. von Holzflößen jeder Art nach dem 
0 Floßverbande, ohne Abzug für die leeren 
Räume, für den Kubikfu sss 
Anmerkung. Mit Waaren beladene Flöße 
haben das Doppelte der Abgabe für nicht 
beladene Flöße zu entrichten. Als' beladen 
werden diejenigen Flöße nicht betrachtet, auf 
welchen ſich nur die Ruderſtangen und Er⸗ 
ſatzwinden befinden. 5 
LC. von Fiſchkaſten für den Kubiffuß..... 00 00 000 ae = 
(Nr, 6635.) Be- 55 


4 


Dt 


5 


nr 


9/100 100 5° hooo 7000 


| | 


2 
100 


* 


7/1000 5/100 1000 1000 2/1000 


Befreiungen. 


Die Abgabe wird nicht erhoben: 5 
1) von Schiffen und Fiſchkaſten im ganz leeren Zuſtande b 
6 2) von den für unmittelbare Rechnung der Militairverwaltung — ohne 
5 Dazwiſchenkunft von Lieferanten oder Unternehmern — verwendeten — 
Schiffen und Fahrzeugen der Königlich Preußiſchen oder der Kaiſerlich 
Franzöſiſchen Marine / i i 5 
3) von den Seitens der Baubeamten beider Staaten ausſchließlich in An 
elegenheiten der Schiffahrt und der Waſſerbauverwaltung benutzten 
Fibre ; 5 
4) von Fiſcherfahrzeugen, welche lediglich mit Gegenſtänden, die auf den 
Fiſchfang Bezug haben, beladen find; 
5) von Fähren, Nachen und Kähnen, welche zum Ueberſetzen von einem 
Ufer zum andern dienen 
6) von den Fahrzeugen, welche Grundbeſitzer und Pächter innerhalb ihres 
Wörthſchaftsbereiches zu halten berechtigt ſind, wenn ſie für deren Rech⸗ 
nung mit Dünger, Lebensmitteln, Erntegegenſtänden und Getreide in 
Garben beladen ſind. 2 


x 


Zuſaͤtzliche Beſtimmung. 

Alle vorſtehende Beſtimmungen finden ien auf Dampfſchiffe An⸗ 
wendung. Dieſelben ſind den nämlichen Vorſchriten und Abgaben unterworfen, 
wie andere Schiffe. a FIR 
Berlin, den 6. Mai 1867. . 


(L. S.) Wilhelm. | 
Gr. v. Bismard-Schöndaufen. Fth. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenpliz. 
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Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


